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Norm

AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 83 Abs5
AsylG 2005 834 Abs2

1. AsylG 2005 § 3 heute
AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

IS

AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

IS o e

AsylG 2005 § 34 heute

AsylG 2005 § 34 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 34 giltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 135/2009
AsylG 2005 8§ 34 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8§ 34 gltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 8 34 glltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 & 34 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. KANHAUSER als Vorsitzenden und den Richter Mag. STRACKER als
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Beisitzer Uber die Beschwerde der XXXX, StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 10.
Janner 2008, FZ. 07 11.069-BAE, nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung am 3. November 2011 und 9.
Februar 2012 zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. KANHAUSER als Vorsitzenden und den
Richter Mag. STRACKER als Beisitzer Uber die Beschwerde der romisch 40 , StA. Russische Foderation, gegen den
Bescheid des Bundesasylamtes vom 10. Janner 2008, FZ. 07 11.069-BAE, nach Durchfihrung einer mudndlichen
Verhandlung am 3. November 2011 und 9. Februar 2012 zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemal3 8 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG,
BGBI. Nr. 51, in Verbindung mit 8 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, und 8 34 Abs. 2 AsylG 2005,
BGBI. I Nr. 100 in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2009, der Status der Asylberechtigten zuerkannt. GemaR§ 3 Abs. 5 AsylG
2005, BGBI. | Nr. 100, wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Flichtlingseigenschaft zukommtDer
Beschwerde  wird  stattgegeben und romisch 40 gemalR Paragraph 66, Absatz 4, Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, in Verbindung mit Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 2005 -
AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100, und Paragraph 34, Absatz 2, AsylG 2005, BGBI. romisch eins Nr. 100 in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, der Status der Asylberechtigten zuerkannt. Gemaf3 Paragraph
3, Absatz 5, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 100, wird festgestellt, dass romisch 40 damit kraft
Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft zukommt.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. 1. FUr die am XXXX in Osterreich geborene minderjahrige Beschwerdefiihrerin wurde seitens ihrer gesetzlichen
Vertreterin am 28. November 2007 ein Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich gestellt.rémisch eins. 1. Fir die
am rémisch 40 in Osterreich geborene minderjahrige Beschwerdefiihrerin wurde seitens ihrer gesetzlichen Vertreterin
am 28. November 2007 ein Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich gestellt.

Im Zuge der Erstbefragung vor dem Bundesasylamt gab die Mutter der Beschwerdeflhrerin zum Grund der
Antragstellung an, dass sie mdchte, dass sie nicht von ihrem Kind getrennt werde.

Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 10. Janner 2008, FZ. 07 11.069-BAE, wurde der Antrag auf internationalen
Schutz der Beschwerdefiihrerin vom 28. November 2007 gemal § 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005, BGBI | Nr. 100/2005 (AsylG)
idgF, abgewiesen und ihr der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Unter Spruchpunkt Il.
wurde ausgesprochen, dass der Beschwerdeflihrerin der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Russische Foderation gemal3 § 8 Abs. 1 Ziffer 1 AsylG nicht zuerkannt werde (Spruchpunkt I1.). Unter
Spruchpunkt Ill. wurde die Beschwerdefiihrerin gemall § 10 Abs. 1 Ziffer 2 AsylG aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet in die Russische Foderation ausgewiesen.Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 10. Janner 2008, FZ.
07 11.069-BAE, wurde der Antrag auf internationalen Schutz der Beschwerdefiihrerin vom 28. November 2007 gemal
Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG) idgF, abgewiesen und
ihr der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Unter Spruchpunkt rémisch zwei.
wurde ausgesprochen, dass der Beschwerdeflihrerin der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Russische FOderation gemaR Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer 1 AsylG nicht zuerkannt werde
(Spruchpunkt romisch zwei.). Unter Spruchpunkt romisch drei. wurde die Beschwerdeflhrerin gemald Paragraph 10,
Absatz eins, Ziffer 2 AsylG aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation ausgewiesen.

Gegen diesen der Mutter der Beschwerdefiihrerin mit 11. Janner 2008 zugestellten Bescheid wurde am 23. Janner 2008
fristgerecht die verfahrensgegenstandliche Beschwerde (damals als Berufung bezeichnet) erhoben.

Mit 1. Juli 2008 wurde der Unabhéngige Bundesasylsenat aufgeldst, an seine Stelle trat der Asylgerichtshof. Nach der
ersten Geschaftsverteilung des Asylgerichtshofes wurde gegenstandliches Beschwerdeverfahren zundchst der
Gerichtsabteilung D/15, nach Beschluss des Geschaftsverteilungsausschusses vom 11. August 2011 schlieBlich der
Gerichtsabteilung D/9 zugewiesen.

Am 3. November 2011 und 9. Februar 2012 fand zur Ermittlung des mal3geblichen Sachverhalts jeweils in Anwesenheit
einer Dolmetscherin fir die russische Sprache eine 6ffentliche mindliche Verhandlung vor dem Asylgerichtshof statt,
in welcher die Eltern der Beschwerdeflhrerin neuerlich zu ihren Fluchtgriinden, ihren persdnlichen Umstanden sowie
ihrem Privat- und Familienleben samt allfalligen Integrationsaspekten befragt wurden. Im Rahmen dieser Verhandlung
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wurden nach ausfuhrlicher Erdrterung des Vorbringens auch die im Verfahren herangezogenen Erkenntnisquellen zur
Kenntnis gebracht. Die belangte Behtrde wurde jeweils ordnungsgemald geladen, erschien zu beiden Terminen aber
entschuldigt nicht.

2. Der Vater der Beschwerdefuhrerin (D9 317052) gelangte am 23. August 2006 in das Bundesgebiet und stellte noch
am selben Tag einen Antrag auf internationalen Schutz, den er im Zuge der Erstbefragung durch Organe des
offentlichen Sicherheitsdienstes im Wesentlichen damit begriindete, dass er in seinem Heimatland verfolgt werde.

Im Rahmen einer niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesasylamt, Erstaufnahmestelle Ost, am 13. September
2006 brachte der Vater der Beschwerdefuihrerin im Hinblick auf die Grinde, weshalb er seinen Herkunftsstaat
verlassen habe, vor, dass "Leute von Kadirov" auf der Suche nach ihm seien. Er sei bereits am 20. Dezember 2002
einmal mitgenommen und bis 3. Mdrz 2003 festgehalten worden, da man ihm vorgeworfen habe, mit seinem LKW
verwundete Rebellen transportiert zu haben. Schlie3lich sei er in schwer verletztem Zustand von Freunden und
Kollegen freigekauft worden. Bis Herbst 2003 sei er bei Freunden versteckt gewesen, die ihn gesund gepflegt hatten,
sodass ein zweiter Festnahmeversuch gescheitert sei. Im September 2003 sei es ihm gelungen, einen Inlandspass zu
erhalten und sei er in der Folge "als Flichtling" nach Georgien gereist, wo er zwei Monate spater geheiratet und mit
seiner Ehefrau bis Ende 2005 in Tiflis gelebt habe. Im Dezember 2005 sei er aufgrund von Informationen der "XXXX",
welche tschetschenischen Fliichtlingen Sicherheit und Entschadigungen fur ihre zerstérten Hauser versprochen habe,
in seine Heimat zuruckgereist. Schon in der zweiten Nacht nach seiner Ruckkehr seien "Leute von Kadirov" gekommen.
Er habe sich nur durch einen Sprung aus dem Fenster vor einer Festnahme retten kdnnen. Einen seiner Freunde, der
damals gerade bei ihm gewesen sei, hitte man hingegen mitgenommen und sei dieser vier Tage spater mit
eingeschlagenem Kopf tot aufgefunden worden. Er habe zwar selbst niemals gekampft und sei nicht einmal beim
Militdr gewesen, kénne aber aufgrund seiner politischen Ansichten und anti-russischen AuRerungen umgebracht
werden. Zudem habe er verwundete Rebellen mehrmals mit Lebensmitteln und Medikamenten beliefert.

Nach Zulassung des Verfahrens und Ausfolgung einer Aufenthaltsberechtigungskarte wurde der Vater der
Beschwerdefiihrerin am 6. Dezember 2006 vor dem Bundesasylamt, AuRenstelle Eisenstadt, zu seinen behaupteten
Fluchtgriinden umfassend niederschriftlich einvernommen. Dabei gab dieser im Wesentlichen an, seine Heimat
verlassen zu haben, da man ihn verdachtigt habe, Soldaten des tschetschenischen Widerstandes mit Lebensmitteln
versorgt bzw. deren Verwundete transportiert zu haben. Er sei deshalb "vom Jahr 2002 bis zum Jahr 2003" von
"Kadirov-Leuten" festgehalten worden. Man habe es dann zwar geschafft, ihn freizukaufen, spater sei aber erneut
versucht worden, ihn festzunehmen. Nachdem er im September 2003 nach Georgien gezogen sei, habe er sich im
Dezember 2005 aufgrund der Aussicht, die von der Regierung angekiindigten Kompensationszahlungen zu erhalten,
gemeinsam mit einem Freund wieder zur Rickkehr nach Tschetschenien entschlossen. Dort seien jedoch "Kadirov-
Leute und auch der FSB" zu ihm gekommen und hatten seinen Freund mitgenommen; er selbst habe durch ein
Fenster fliehen kénnen. Seine Frau habe man bis zum nachsten Abend verhdrt und sei diese in der Folge gezwungen
worden, sich von ihm scheiden zu lassen. Er vermute deshalb neuerlich aufgesucht worden zu sein, da er von Georgien
aus gemeinsam mit der Menschenrechtsorganisation "XXXX" Berichte (iber seine Heimat veréffentlicht habe. Uber
Nachfrage, wann der erste Vorfall stattgefunden habe, gab der Vater der Beschwerdeflhrerin an, am 20. oder 22.
Dezember 2002 aus dem Haus seines Onkels in XXXX von maskierten und uniformierten Personen entfihrt und zur
Kommandantur gebracht worden zu sein. Insgesamt sei er bis Marz 2003 festgehalten worden, da man ihm
vorgeworfen habe, Verwundete transportiert bzw. diese versteckt, aber etwa auch Unterstitzung bei
Sprengstoffanschlagen geleistet zu haben. Er sei regelmal3ig geschlagen worden, um ihn zu einem Gestandnis zu
bewegen, welches er in der Folge auch abgelegt habe. Nach seiner durch Zahlung von Lésegeld erwirkten Freilassung
sei er zunachst in zwei Krankenhadusern in XXXX behandelt worden und habe dann von einem "guten Bekannten", der
zwar "fur die russische Seite" gearbeitet, "den Tschetschenen aber trotzdem geholfen" habe, erfahren, dass
beabsichtigt sei, ihn ein weiteres Mal festzunehmen. Daraufhin habe er sich zur Flucht entschlossen. Bis zu seiner
Ausreise nach Georgien im September 2003 habe er versteckt bei Verwandten und Bekannten gelebt. In Georgien
habe er dann den Fluchtlingsstatus zuerkannt bekommen und zundchst in der Ortschaft XXXX, spater dann in Tiflis
gelebt. Da seine Ehefrau, die er in Georgien geheiratet habe, an Krebs erkrankt sei und er gehofft habe, diese mit Hilfe
von Kompensationszahlungen der tschetschenischen Regierung bei ihren Therapien unterstitzen zu kdnnen, sei er
freiwillig in die Heimat zurtickgekehrt. Bis August 2006 habe er dann versteckt in Tschetschenien gelebt; Geld habe er
keines erhalten.Nach Zulassung des Verfahrens und Ausfolgung einer Aufenthaltsberechtigungskarte wurde der Vater



der Beschwerdefihrerin am 6. Dezember 2006 vor dem Bundesasylamt, Aullenstelle Eisenstadt, zu seinen
behaupteten Fluchtgriinden umfassend niederschriftlich einvernommen. Dabei gab dieser im Wesentlichen an, seine
Heimat verlassen zu haben, da man ihn verdachtigt habe, Soldaten des tschetschenischen Widerstandes mit
Lebensmitteln versorgt bzw. deren Verwundete transportiert zu haben. Er sei deshalb "vom Jahr 2002 bis zum Jahr
2003" von "Kadirov-Leuten" festgehalten worden. Man habe es dann zwar geschafft, ihn freizukaufen, spater sei aber
erneut versucht worden, ihn festzunehmen. Nachdem er im September 2003 nach Georgien gezogen sei, habe er sich
im Dezember 2005 aufgrund der Aussicht, die von der Regierung angekindigten Kompensationszahlungen zu
erhalten, gemeinsam mit einem Freund wieder zur Ruckkehr nach Tschetschenien entschlossen. Dort seien jedoch
"Kadirov-Leute und auch der FSB" zu ihm gekommen und hatten seinen Freund mitgenommen; er selbst habe durch
ein Fenster fliehen kdénnen. Seine Frau habe man bis zum nachsten Abend verhért und sei diese in der Folge
gezwungen worden, sich von ihm scheiden zu lassen. Er vermute deshalb neuerlich aufgesucht worden zu sein, da er
von Georgien aus gemeinsam mit der Menschenrechtsorganisation "XXXX" Berichte Uber seine Heimat veroffentlicht
habe. Uber Nachfrage, wann der erste Vorfall stattgefunden habe, gab der Vater der Beschwerdefiihrerin an, am 20.
oder 22. Dezember 2002 aus dem Haus seines Onkels in romisch 40 von maskierten und uniformierten Personen
entfihrt und zur Kommandantur gebracht worden zu sein. Insgesamt sei er bis Marz 2003 festgehalten worden, da
man ihm vorgeworfen habe, Verwundete transportiert bzw. diese versteckt, aber etwa auch Unterstltzung bei
Sprengstoffanschldgen geleistet zu haben. Er sei regelmal3ig geschlagen worden, um ihn zu einem Gestandnis zu
bewegen, welches er in der Folge auch abgelegt habe. Nach seiner durch Zahlung von Lésegeld erwirkten Freilassung
sei er zunachst in zwei Krankenhdusern in rémisch 40 behandelt worden und habe dann von einem "guten
Bekannten", der zwar "flUr die russische Seite" gearbeitet, "den Tschetschenen aber trotzdem geholfen" habe,
erfahren, dass beabsichtigt sei, ihn ein weiteres Mal festzunehmen. Daraufhin habe er sich zur Flucht entschlossen. Bis
zu seiner Ausreise nach Georgien im September 2003 habe er versteckt bei Verwandten und Bekannten gelebt. In
Georgien habe er dann den Flichtlingsstatus zuerkannt bekommen und zunachst in der Ortschaft rémisch 40, spater
dann in Tiflis gelebt. Da seine Ehefrau, die er in Georgien geheiratet habe, an Krebs erkrankt sei und er gehofft habe,
diese mit Hilfe von Kompensationszahlungen der tschetschenischen Regierung bei ihren Therapien unterstitzen zu
kdnnen, sei er freiwillig in die Heimat zurtickgekehrt. Bis August 2006 habe er dann versteckt in Tschetschenien gelebt;
Geld habe er keines erhalten.

Mit Schreiben vom 7. Dezember 2006 stellte das Bundesasylamt - nach vorhergehender Einverstandniserklarung des
Vaters der Beschwerdeflhrerin - an den Hohen Flichtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) eine Anfrage,
ob jener tatsachlich ein "Mandatsflichtling" (gewesen) sei.

Mit Schriftsatz vom 5. Jdnner 2007 beantwortete das UNHCR-BUiro in Osterreich die Anfrage des Bundesasylamtes vom
7. Dezember 2006 dahingehend, dass der Vater der Beschwerdeflhrerin im Jahr 2003 in Georgien als Fluchtling
registriert worden sei, die Feststellung der Flichtlingseigenschaft aber nicht durch das UN-
Fluchtlingshochkommissariat, sondern durch die nationalen Behorden erfolgt sei. Angemerkt wurde weiters, dass
damals alle tschetschenischen Volksgruppenangehorigen prima facie als Fliichtlinge angesehen worden seien.

Am 24. Janner 2007 langte beim Bundesasylamt ein Schreiben des Vaters der Beschwerdefiihrerin ein, in dem dieser
einerseits das Zustandekommen der Einvernahmeprotokolls vom 6. Dezember 2006 kritisiert, weshalb er damals auch
seine Unterschrift verweigert habe; weiters behauptet der Vater der BeschwerdefUhrerin, dass aufgrund der an den
UNHCR gerichteten Anfrage vom 7. Dezember 2006, die letztendlich "beim russischen Sicherheitsdienst gelandet" sei,
bewaffnete Truppen in das Haus seines Onkels in XXXX gestirmt seien und diesen geschlagen sowie massiv bedroht
hatten. Auch ihm selbst sei der Tod innerhalb eines Monats angedroht worden.Am 24. Janner 2007 langte beim
Bundesasylamt ein Schreiben des Vaters der Beschwerdefiihrerin ein, in dem dieser einerseits das Zustandekommen
der Einvernahmeprotokolls vom 6. Dezember 2006 kritisiert, weshalb er damals auch seine Unterschrift verweigert
habe; weiters behauptet der Vater der Beschwerdefihrerin, dass aufgrund der an den UNHCR gerichteten Anfrage
vom 7. Dezember 2006, die letztendlich "beim russischen Sicherheitsdienst gelandet" sei, bewaffnete Truppen in das
Haus seines Onkels in rémisch 40 gestirmt seien und diesen geschlagen sowie massiv bedroht hatten. Auch ihm selbst
sei der Tod innerhalb eines Monats angedroht worden.

Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 10. Janner 2008, ZI. 06 08.790-BAE, wurde der Antrag auf internationalen
Schutz des Vaters der Beschwerdeflihrerin vom 23. August 2006 gemal3 8 3 Absatz 1 Asylgesetz 2005, BGBI | Nr.
100/2005 (AsylG) idgF, abgewiesen und ihm der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Weiters
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wurde dem Vater der BeschwerdefUhrerin gemdl? 8 8 Absatz 1 Ziffer 1 AsylG der Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Fdderation nicht zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und er
unter einem gemall 8 10 Absatz 1 Ziffer 2 AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation
ausgewiesen (Spruchpunkt Ill.).Mit Bescheid der belangten Behdrde vom 10. Janner 2008, ZI. 06 08.790-BAE, wurde der
Antrag auf internationalen Schutz des Vaters der BeschwerdefUhrerin vom 23. August 2006 gemafd Paragraph 3,
Absatz 1 Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG) idgF, abgewiesen und ihm der Status
des Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Weiters wurde dem Vater der Beschwerdefiihrerin
gemall Paragraph 8, Absatz 1 Ziffer 1 AsylG der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Russische Foderation nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch zwei.) und er unter einem gemafR
Paragraph 10, Absatz 1 Ziffer 2 AsylG aus dem 0Osterreichischen Bundesgebiet in die Russische Fdderation ausgewiesen
(Spruchpunkt rémisch drei.).

Begrindend wurde unter anderem ausgefuhrt, dass der vom Vater der Beschwerdefiihrerin behauptete Sachverhalt
nur allgemein in den Raum gestellt worden sei, ohne diesen belegen oder durch konkrete Anhaltspunkte glaubhaft
machen zu kénnen. Der Vater der Beschwerdeflihrerin habe sich auf abstrakte und allgemein gehaltene Darlegungen
beschrankt und keine detaillierten Angaben machen kénnen. Zudem seien auch Widersprtiche und Ungereimtheiten
zu Tage getreten, die Zweifel an der Glaubwurdigkeit des Vorbringens hervorkommen lassen hatten und spreche nicht
zuletzt auch die Tatsache, dass dem Vater der Beschwerdeflihrerin vor seiner Ausreise nach Georgien im Jahre 2003
ein neuer Inlandspass ausgestellt worden sei, den dieser sich zudem persénlich bei der dafir zusténdigen Behorde
abgeholt habe, gegen das Vorliegen maligeblicher Verfolgungsgefahr. Zu Spruchpunkt Il. fihrte die belangte Behoérde
kurz zusammengefasst aus, dass gegenwartig kein Abschiebungshindernis ersichtlich sei, da weder unter
BerUcksichtigung der allgemeinen Situation in der Russischen Foderation noch der persdnlichen Umstdande des Vaters
der Beschwerdefuhrerin Anhaltspunkte fir eine Verletzung von Art. 3 EMRK vorlagen. Die Ausweisungsentscheidung
wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass ein schitzenswertes Familienleben nicht vorliege und sich nach einer
Interessenabwagung ergeben habe, dass der Eingriff in das Privatleben gerechtfertigt und deshalb Art. 8 EMRK
insgesamt nicht verletzt sei.Begriindend wurde unter anderem ausgefihrt, dass der vom Vater der
Beschwerdefiihrerin behauptete Sachverhalt nur allgemein in den Raum gestellt worden sei, ohne diesen belegen oder
durch konkrete Anhaltspunkte glaubhaft machen zu kdnnen. Der Vater der Beschwerdefiihrerin habe sich auf
abstrakte und allgemein gehaltene Darlegungen beschrankt und keine detaillierten Angaben machen kénnen. Zudem
seien auch Widerspriche und Ungereimtheiten zu Tage getreten, die Zweifel an der Glaubwiirdigkeit des Vorbringens
hervorkommen lassen hatten und spreche nicht zuletzt auch die Tatsache, dass dem Vater der Beschwerdefihrerin
vor seiner Ausreise nach Georgien im Jahre 2003 ein neuer Inlandspass ausgestellt worden sei, den dieser sich zudem
personlich bei der dafir zustandigen Behorde abgeholt habe, gegen das Vorliegen maRgeblicher Verfolgungsgefahr.
Zu Spruchpunkt rémisch zwei. fuhrte die belangte Behorde kurz zusammengefasst aus, dass gegenwartig kein
Abschiebungshindernis ersichtlich sei, da weder unter BerUcksichtigung der allgemeinen Situation in der Russischen
Foderation noch der persdnlichen Umstande des Vaters der Beschwerdefiihrerin Anhaltspunkte fur eine Verletzung
von Artikel 3, EMRK vorlagen. Die Ausweisungsentscheidung wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass ein
schitzenswertes Familienleben nicht vorliege und sich nach einer Interessenabwagung ergeben habe, dass der Eingriff
in das Privatleben gerechtfertigt und deshalb Artikel 8, EMRK insgesamt nicht verletzt sei.

Gegen diesen dem Vater der Beschwerdefiihrerin am 17. Janner 2008 zugestellten Bescheid wurde am 24. Janner 2008
Beschwerde (damals als Berufung bezeichnet) wegen Mangelhaftigkeit des Verfahrens, unrichtiger und unvollstandiger
Feststellungen aufgrund unrichtiger Beweiswirdigung sowie unrichtiger rechtlicher Beurteilung erhoben. Unter
anderem wurde der Antrag gestellt, eine mindliche Berufungsverhandlung anzuberaumen.

Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag wurde dem Vater der Beschwerdefiihrerin gemafl3 &8 3 Abs. 1
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. I Nr. 100, der Status des Asylberechtigten zuerkannt. GemaR § 3 Abs. 5 AsylG 2005,
BGBI. I Nr. 100, wurde festgestellt, dass dem Vater der Beschwerdefiihrerin damit kraft Gesetzes die
Fluchtlingseigenschaft zukommt.Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag wurde dem Vater der
Beschwerdefiihrerin gemald Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, Bundesgesetzblatt romisch eins
Nr. 100, der Status des Asylberechtigten zuerkannt. GemaR Paragraph 3, Absatz 5, AsylG 2005, Bundesgesetzblatt
romisch eins Nr. 100, wurde festgestellt, dass dem Vater der Beschwerdefihrerin damit kraft Gesetzes die
Flichtlingseigenschaft zukommt.
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II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

1. Auf Grundlage des Verwaltungsaktes der belangten Behtrde und den im Akt einliegenden Dokumenten wird seitens
des Asylgerichtshofes folgender fir gegenstandliches Verfahren relevanter Sachverhalt festgestellt:

Die Beschwerdefiihrerin ist am XXXX in Osterreich geboren, Staatsangehérige der Russischen Féderation, Angehérige
der Volksgruppe der Tschetschenen, fuhrt den im Spruch genannten Namen und ist die minderjahrige Tochter des
XXXX (D9 317052).Die Beschwerdefihrerin ist am rémisch 40 in Osterreich geboren, Staatsangehérige der Russischen
Foderation, Angehorige der Volksgruppe der Tschetschenen, fuhrt den im Spruch genannten Namen und ist die
minderjahrige Tochter des romisch 40 (D9 317052).

Die Beschwerdeflhrerin ist ein gesundes, im fuinften Lebensjahr befindliches Madchen, die sich seit ihrer Geburt und
somit seit (ber vier Jahren durchgehend im Bundesgebiet befindet und in Osterreich zuletzt den Kindergarten besucht
hat. Der Vater der Beschwerdeflhrerin (D9 317052) reiste am 23. August 2006, die Mutter der Beschwerdefuhrerin am
15. Marz 2007 nach Osterreich und brachten ihre Eltern unmittelbar nach ihrer Einreise jeweils fur sich einen Antrag
auf internationalen Schutz ein. Flr die Geschwister der Beschwerdeflhrerin (D9 410277, D9 420080), welche auch in
Osterreich geboren wurden, brachte die gesetzliche Vertreterin ebenfalls jeweils einen Antrag auf internationalen

Schutz ein.

2. Beweis wurde erhoben durch Einsicht des Verwaltungsaktes der belangten Behdrde, insbesondere in das
aufgenommene Einvernahmeprotokoll sowie erganzende Befragung der Eltern der Beschwerdefihrerin im Rahmen

der ¢ffentlichen muindlichen Beschwerdeverhandlungen am 3. November 2011 und 9. Februar 2012.

Die Feststellungen zur Person (ldentitat) der Beschwerdefihrerin beruhen auf den diesbeziglichen glaubwurdigen
Aussagen der Eltern der Beschwerdefihrerin in Verbindung mit der bereits vor dem Bundesasylamt erfolgten Vorlage
der am 3. Dezember 2007 durch das Standesamt der Stadtgemeinde XXXX ausgestellten Osterreichischen
Geburtsurkunde, XXXX, und sind im Laufe des gesamten Verfahrens auch keinerlei Anhaltspunkte dafur
hervorgekommen, dass die von den Eltern der Beschwerdefihrerin diesbeziglich gemachten Angaben falsch
waren.Die Feststellungen zur Person (ldentitdt) der BeschwerdefUhrerin beruhen auf den diesbezlglichen
glaubwuirdigen Aussagen der Eltern der Beschwerdefuhrerin in Verbindung mit der bereits vor dem Bundesasylamt
erfolgten Vorlage der am 3. Dezember 2007 durch das Standesamt der Stadtgemeinde rémisch 40 ausgestellten
Osterreichischen Geburtsurkunde, romisch 40 , und sind im Laufe des gesamten Verfahrens auch keinerlei
Anhaltspunkte dafur hervorgekommen, dass die von den Eltern der Beschwerdeflhrerin diesbeziiglich gemachten
Angaben falsch waren.

Rechtlich folgt daraus:

1. Gemal § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG,BGBI. | Nr. 4/2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz Gber den Unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, BGBI. | Nr. 77/1997 in der
Fassung BGBI. I. Nr. 100/2005, auBer Kraft.1. Gemal3 Paragraph 28, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Juli 2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt das
Bundesgesetz Uber den Unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 77 aus 1997, in der
Fassung Bundesgesetzblatt rémisch eins. Nr. 100 aus 2005,, auRer Kraft.

Gemal & 22 Abs. 1 Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 4/2008, ergehen
Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber Antrage auf internationalen Schutz in Bescheidform. Entscheidungen des
Asylgerichtshofes in der Sache selbst ergehen in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form eines Beschlusses. Die
Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes haben den Spruch und die Rechtsmittelbelehrung
auch in einer dem/der Asylwerber/Asylwerberin verstandlichen Sprache zu enthalten.GemaR Paragraph 22, Absatz
eins, Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus
2008,, ergehen Entscheidungen des Bundesasylamtes Uber Antrage auf internationalen Schutz in Bescheidform.
Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst ergehen in Form eines Erkenntnisses, alle anderen in Form
eines Beschlusses. Die Entscheidungen des Bundesasylamtes und des Asylgerichtshofes haben den Spruch und die
Rechtsmittelbelehrung auch in einer dem/der Asylwerber/Asylwerberin verstandlichen Sprache zu enthalten.

Der Asylgerichtshof entscheidet gemal Art. 129c Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG,BGBI. Nr. 1/1930 in der Fassung
BGBI. | Nr. 2/2008, in Verbindung mit§ 61 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, in
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Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter GberDer Asylgerichtshof
entscheidet gemald Artikel 129 ¢, Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008,, in Verbindung mit Paragraph 61, Absatz eins, AsylG 2005, BGBI. romisch
eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3,
oder 3a leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und
2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.

GemalR 8 23 Abs. 1 AsylGHG, BGBI. | Nr. 4/2008 in der FassungBGBI. | Nr. 147/2008, sind soweit sich aus dem
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaf}
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal3 § 23 Abs. 2 AsylGHG,
BGBI. I Nr. 4/2008 in der Fassung BGBI. | Nr. 147/2008, sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkiinden und
auszufertigen.GemaR Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. rémisch
eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal3 Paragraph 23, Absatz 2, AsylGHG, Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008,, sind die Erkenntnisse im Namen
der Republik zu verkiinden und auszufertigen.

Gemal3 § 73 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Janner 2006 in Kraft. Das Bundesgesetz
Uber die Gewahrung von Asyl (Asylgesetz 1997 - AsylG), BGBI. | Nr. 76, tritt mit Ausnahme des § 42 Abs. 1 mit Ablauf des
31. Dezember 2005 auBer Kraft (8 73 Abs. 2 AsylG 2005).GemdaR Paragraph 73, Absatz eins, AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 100, tritt dieses Bundesgesetz mit 1. Janner 2006 in Kraft. Das Bundesgesetz Uber
die Gewahrung von Asyl (Asylgesetz 1997 - AsylG), Bundesgesetzblatt rdmisch eins Nr. 76, tritt mit Ausnahme des
Paragraph 42, Absatz eins, mit Ablauf des 31. Dezember 2005 aul3er Kraft (Paragraph 73, Absatz 2, AsylG 2005).

Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde am 28. November 2007 gestellt, weshalb auf dieses
Beschwerdeverfahren die Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, anzuwenden
sind.Gegenstandlicher Antrag auf internationalen Schutz wurde am 28. November 2007 gestellt, weshalb auf dieses
Beschwerdeverfahren die Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 - AsylG 2005, Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100,
anzuwenden sind.

Gemald § 75 Abs. 9 Asylgesetz 2005, BGBI. I. Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, ist u.a. § 34 Abs. 6 Asylgesetz
2005, BGBI. I Nr. 100 in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2009, auf Verfahren, die bereits vor dem 1. Janner 2010 anhangig
waren, nicht anzuwenden.GemaR Paragraph 75, Absatz 9, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins. Nr. 100 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, ist u.a. Paragraph 34, Absatz 6, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr.
100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, auf Verfahren, die bereits vor dem 1. Janner 2010
anhangig waren, nicht anzuwenden.

2. 1. GemaR § 66 Abs. 4 AVG hat die Berufungsbehdrde aul3er in dem in Abs. 2 erwahnten Fall, sofern die Berufung
nicht als unzulassig oder verspatet zurlckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt,
sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (8 60) ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemaR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzudndern.2. 1. Gemal} Paragraph 66,
Absatz 4, AVG hat die Berufungsbehorde auBer in dem in Absatz 2, erwahnten Fall, sofern die Berufung nicht als
unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im
Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (Paragraph 60,) ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemaR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

2. 2. GeméaR § 3 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100, ist einem/einer Fremden, der/die in Osterreich eine Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, der Status des/der Asylberechtigten zuzuerkennen, soweit dieser Antrag nicht
wegen Drittstaatssicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates zuriickzuweisen ist und glaubhaft ist, dass
ihm/ihr im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention droht.2. 2.
GeméR Paragraph 3, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100, ist einem/einer Fremden, der/die in Osterreich eine
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Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, der Status des/der Asylberechtigten zuzuerkennen, soweit dieser Antrag
nicht wegen Drittstaatssicherheit oder Zustandigkeit eines anderen Staates zurlickzuweisen ist und glaubhaft ist, dass
ihm/ihr im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fluchtlingskonvention
droht.

Fluchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (in der Fassung des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Uber die
Rechtsstellung der Flichtlinge BGBI. Nr. 78/1974) ist, wer sich aus wohlbegriindeter Furcht, aus Grinden der Rasse,
Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu
werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt
ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich aulerhalb des Landes seines
gewohnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses
Land zuruckzukehren.Flichtling im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK (in der Fassung des Artikel eins,
Absatz 2, des Protokolls Gber die Rechtsstellung der Flichtlinge Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974,) ist, wer sich aus
wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer
staatenlos ist, sich auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurickzukehren.

2. 3. Gemall § 2 Abs. 1 Z 22 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 135/2009, ist
Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte/ Ehegattin oder zum Zeitpunkt der
Antragstellung unverheiratetes minderjahriges Kind eines/ einer Asylwerbers/Asylwerberin oder eines/einer Fremden
ist, dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten oder des/der Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern
die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat; dies gilt weiters auch flr eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.2. 3. Gemal3 Paragraph 2,
Absatz eins, Ziffer 22, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135
aus 2009, ist Familienangehoriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte/ Ehegattin oder zum Zeitpunkt
der Antragstellung unverheiratetes minderjahriges Kind eines/ einer Asylwerbers/Asylwerberin oder eines/einer
Fremden ist, dem/der der Status des/der subsididar Schutzberechtigten oder des/der Asylberechtigten zuerkannt
wurde, sofern die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat; dies gilt weiters auch
fir eingetragene Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.

Stellt gemal & 34 Abs. 1 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100, ein Familienangehdriger (8 2 Abs. 1 Z 22) von einem/einer
Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt worden ist; einem/einer Fremden, dem/der der
Status des/der subsididr Schutzberechtigten (8 8) zuerkannt worden ist oder einem/einer Asylwerber/Asylwerberin
einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.Stellt gemaR
Paragraph 34, Absatz eins, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100, ein Familienangehdriger (Paragraph 2, Absatz
eins, Ziffer 22,) von einem/einer Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt worden ist;
einem/einer Fremden, dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist
oder einem/einer Asylwerber/Asylwerberin einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf
Gewahrung desselben Schutzes.

Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehorigen eines/einer Fremden, dem/der der Status
des/der Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines/einer
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffdllig geworden ist (8 2 Abs. 3); die Fortsetzung eines
bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem/der Fremden, dem/der der Status des/der
Asylberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht mdglich ist und gegen den/die Fremden/Fremde,
dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status
anhangig ist (8 7) (8 34 Abs. 2 Asylgesetz 2005, BGBI. I Nr. 100 in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2009).Die Behdrde hat auf
Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines/einer Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten
zuerkannt worden ist, dem Familienangehorigen mit Bescheid den Status eines/einer Asylberechtigten zuzuerkennen,
wenn dieser nicht straffallig geworden ist (Paragraph 2, Absatz 3,); die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens
im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem/der Fremden, dem/der der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt wurde, in
einem anderen Staat nicht moglich ist und gegen den/die Fremden/Fremde, dem/der der Status des/der
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Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,)
(Paragraph 34, Absatz 2, Asylgesetz 2005, BGBI. romisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
122 aus 2009,).

Gemal’ 8 34 Abs. 3 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, hat die Behdrde auf Grund
eines Antrages eines Familienangehdrigen eines/einer Fremden, dem/der der Status des/der subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines/einer subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffallig geworden ist (8 2 Abs. 3); die Fortsetzung eines
bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem/der Fremden, dem/der der Status des/der subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht mdglich ist; gegen den/die Fremden/Fremde,
dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhéangig ist (8§ 9) und dem Familienangehdrigen nicht der Status eines/einer Asylberechtigten zuzuerkennen
ist.GemaR Paragraph 34, Absatz 3, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 122 aus 2009,, hat die Behdérde auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines/einer Fremden,
dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit
Bescheid den Status eines/einer subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn dieser nicht straffallig geworden ist
(Paragraph 2, Absatz 3,); die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem/der
Fremden, dem/der der Status des/der subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht
moglich ist; gegen den/die Fremden/Fremde, dem/der der Status des/der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 9,) und dem Familienangehdrigen nicht
der Status eines/einer Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

Die Behorde hat Antrédge von Familienangehorigen eines/einer Asylwerbers/Asylwerberin gesondert zu prufen; die
Verfahren sind unter einem zu fihren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen
den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des/der Asylberechtigten oder des/der subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des/der Asylberechtigten vorgeht, es sei denn,
alle Antrage waren als unzuldssig zuriickzuweisen oder abzuweisen. Jeder/Jede Asylwerber/Asylwerberin erhalt einen
gesonderten Bescheid. Ist einem/einer Fremden der faktische Abschiebeschutz gemaR § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist
dieser auch seinen Familienangehdrigen zuzuerkennen (8 34 Abs. 4 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der Fassung
BGBI. | Nr. 122/2009).Die Behorde hat Antrage von Familienangehdrigen eines/einer Asylwerbers/Asylwerberin
gesondert zu prufen; die Verfahren sind unter einem zu fUhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2 und 3
erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des/der Asylberechtigten oder
des/der subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des/der Asylberechtigten
vorgeht, es sei denn, alle Antrdge waren als unzuldssig zurickzuweisen oder abzuweisen. Jeder/Jede
Asylwerber/Asylwerberin erhalt einen gesonderten Bescheid. Ist einem/einer Fremden der faktische Abschiebeschutz
gemal Paragraph 12 a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen zuzuerkennen (Paragraph
34, Absatz 4, Asylgesetz 2005, BGBI. romisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus
2009,).

Gemald § 34 Abs. 5 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 4/2008, gelten die Bestimmungen des
Abs. 1 bis 4 sinngemal? fir das Verfahren beim Asylgerichtshof.GemaR Paragraph 34, Absatz 5, Asylgesetz 2005, BGBI.
rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,, gelten die Bestimmungen des Absatz
eins bis 4 sinngemaf fur das Verfahren beim Asylgerichtshof.

2. 4. Im konkreten Fall sind diese genannten Voraussetzungen erfullt.

Wie festgestellt, wurde dem Vater der Beschwerdeflihrerin der Status des Asylberechtigten zuerkannt und in einem
festgestellt, dass diesem damit kraft Gesetzes die Fliichtlingseigenschaft zukommt.

Da im gegenstandlichen Asylverfahren keinerlei Anhaltspunkte dafir zu Tage getreten sind, dass der
Beschwerdefiihrerin mit ihrer Familie ein Familienleben in einem anderen Staat zumutbar oder mdglich ware, die
Beschwerdefihrerin nicht straffallig geworden ist, und hinsichtlich des Vaters der Beschwerdefiihrerin kein Verfahren
zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten anhangig ist, war der Beschwerdefihrerin der Status der
Asylberechtigten zuzuerkennen.

Gemal? § 3 Abs. 5 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100, ist die Entscheidung, mit der einem/ einer Fremden von Amts wegen
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oder auf Grund eines Antrages auf internationalem Schutz der Status des/der Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der
Feststellung zu verbinden, dass diesem/dieser Fremden damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.Gemal Paragraph 3, Absatz 5, Asylgesetz 2005, BGBI. romisch eins Nr. 100, ist die Entscheidung, mit der
einem/ einer Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrages auf internationalem Schutz der Status des/der
Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu verbinden, dass diesem/dieser Fremden damit kraft Gesetzes

die Fluchtlingseigenschaft zukommt.
Es war daher spruchgemal3 zu entscheiden.
Schlagworte

Asylgewahrung von Familienangehdrigen, Familienverfahren
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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